année
politique
suisse

DOKUMENTATION - ANALYSE - DIFFUSION

Ausgewahlte Beitrage zur
Schweizer Politik

Suchabfrage 23.04.2024

Thema Keine Einschrankung

Schlagworte Keine Einschrankung

Akteure Trede, Aline (gp/verts, BE) NR/CN
Prozesstypen Gesellschaftliche Debatte

Datum 01.01.1990 - 01.01.2020

ANNEE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWAHLTE BEITRAGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.90 - 01.01.20



Impressum

Herausgeber

Année Politique Suisse
Institut fur Politikwissenschaft
Universitat Bern

Fabrikstrasse 8

CH-3012 Bern
www.anneepolitique.swiss

Beitrage von
BUhlmann, Marc

Zumofen, Guillaume

Bevorzugte Zitierweise

BUhlmann, Marc; Zumofen, Guillaume 2024. Ausgewdhlte Beitrdge zur Schweizer
Politik: Gesellschaftliche Debatte, 2013 - 2019. Bern: Année Politique Suisse, Institut
flr Politikwissenschaft, Universitat Bern. www.anneepolitique.swiss, abgerufen am

23.04.2024.

ANNEE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWAHLTE BEITRAGE DER SCHWEIZER POLITIK

01.01.90 - 01.01.20


http://www.anneepolitique.swiss

Inhaltsverzeichnis

Allgemeine Chronik
Grundlagen der Staatsordnung
Institutionen und Volksrechte
Parlamentsmandat
Wahl- und Abstimmungsverfahren
Bildung, Kultur und Medien
Bildung und Forschung
Hochschulen

N NDNN o a o o

Parteien, Verbande und Interessengruppen
Parteien
Linke und 6kologische Parteien

ANNEE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWAHLTE BEITRAGE DER SCHWEIZER POLITIK

01.01.90 - 01.01.20



Abkiirzungsverzeichnis

ETH Eidgendssische Technische Hochschule

ETHL Eidgendssische Technische Hochschule Lausanne

WBK-NR Kommission fur Wissenschaft, Bildung und Kultur des Nationalrats
EPF Ecole polytechnique fédérale

EPFL Ecole polytechnique fédérale de Lausanne

CSEC-CN Commission de la science, de I'éducation et de la culture du Conseil

national

ANNEE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWAHLTE BEITRAGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.90 - 01.01.20



GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 31.12.2019
MARC BUHLMANN

Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte
Parlamentsmandat

Die Interessenbindungen der Parlamentsmitglieder gaben stets Anlass zu Diskussionen.
Seit der Anderung des Parlamentsgesetzes 2002 miissen Parlamentsmitglieder bei
Amtsantritt alle ihre beruflichen Tatigkeiten, die Tatigkeiten in Flhrungs- und
Aufsichtsgremien und Beiraten oder ihre Beratungs- und Expertentatigkeiten
offenlegen. Das Register dieser Interessenbindungen wird von den Parlamentsdiensten
geflhrt, nachgetragen und veroffentlicht. Zwar werden also die Mandate ausgewiesen,
dartber welche Mandate in welchem Umfang bezahlt werden, herrscht aber wenig bis
keine Transparenz und verschiedene Anldufe, dies zu é&ndern, waren in der
Vergangenheit jeweils gescheitert.

Allerdings schien der gesellschaftliche Druck diesbezlglich 2019 zu wachsen. Im
«Amtlisammeln» seien die Bundespolitiker emsig wie Bienen, kritisierte etwa der
«Blick» die Uber 2'000 Interessenbindungen der 246 Parlamentsmitglieder. Darunter
befanden sich auch zahlreiche «gut bezahlte Péstchen». SP-Nationalratin Mattea Meyer
(sp, ZH) wolle dies mit einer parlamentarischen Initiative &ndern. Um finanzielle und
politische Interessen durch lukrative Mandate nicht zu vermischen - der «Blick» zitierte
die Nationalratin mit den Worten «das geht in manchen Féllen Richtung Kauflichkeit
und Korruption» - fordere Meyer einen «Lohndeckel fiir Amtlisammler», lobte die
Zeitung. Einnahmen aus solchen Mandaten durften laut der Forderung nicht héher sein
als die Entschadigung fir die Parlamentsarbeit.

Das Thema Transparenz war freilich nicht nur ein linkes, sondern auch ein rechtes
Anliegen. Auch Peter Keller (svp, NW) kommentierte in der «Weltwoche», dass
Zusatzbezlge offengelegt werden mussten. Das Parlament sei verseucht, weil sich ein
«Soldnerwesen» ausbreite: «Gewahlte Volksvertreter sind in Wahrheit als bezahlte
Lobbyisten, P&stli-dJéager und Verbandsfunktionare unterwegs», so der Nationalrat.
Ausldser fur den Beitrag von Keller war eine Untersuchung der «Weltwoche», die der
Frage nach der Kauflichkeit von Politikerinnen und Politikern nachging.
Parlamentsmitglieder wirden bis zu 30 Mandate anhaufen und sich daflr stattlich
bezahlen lassen. «Topverdiener» wlrden wohl gegen eine Million Franken verdienen,
rechnete das Wochenblatt vor. Ahnliche Zahlen prasentierte Cédric Wermuth (sp, AG)
in seinem von ihm veranlassten «Lobby-Report», in dem zwei Journalisten auflisteten,
wie viel Geld die Finanz- und Versicherungsbranche an Politikerinnen und Politiker
bezahlten. Die Vergltung dieser rund 200 untersuchten Mandate - knapp zehn Prozent
aller Mandate im Parlament - schétzten sie auf rund CHF 6.5 Mio. - eine Zahl, die in den
Medien einiges Echo fand. Beide Untersuchungen zeigten freilich vor allem, wie
schwierig es ist, verlassliche Zahlen zu erhalten, die ohne Transparenz lediglich
Schéatzungen sein kdnnen.

Diskutiert wurde zudem die Idee einer Volksinitiative, mit der die Transparenz von
Nebeneinkinften gefordert wurde. Ein ahnliches Begehren war bereits 2011 lanciert
worden, letztlich aber an der Unterschriftenhirde gescheitert. Einer der damals
federflihrenden Initianten, Lukas Reimann (svp, SG), gab dem «Sonntags-Blick» zu
Protokoll, dass es in den letzten Jahren noch «viel schlimmer» geworden sei. Es sei
offensichtlich, dass «etliche» Parlamentsmitglieder «im Interesse ihrer Geldgeber
stimmten». Damals wie heute mit im Komitee sass auch Aline Trede (gp, BE). Es gebe
zahlreiche Parlamentarierinnen und Parlamentarier, die «ein Nebenamt bei einer
Krankenkasse haben und munter das Gesundheitswesen prégen», so die Nationalratin
ebenfalls im Sonntags-Blick. Wer sich nicht an die Offenlegungspflicht halte oder
betrlige, solle aus den Kommissionen verbannt werden, so die Forderung der Initiative,
fur die allerdings bis Ende 2019 die Unterschriftensammlung nicht gestartet worden
war.

Kurz vor den eidgendssischen Wahlen lancierte auch Regula Rytz (gp, BE) einen in den
Medien aufgenommenen Vorstoss in Form einer parlamentarischen Initiative, der sich
den Europarat zum Vorbild nahm. Dort mussen alle Einnahmen Uber € 200 mit Herkunft
angegeben werden. Dieser Regelung unterwarfen sich aktuell zehn der zwdlf
Bundesparlamentarierinnen und -parlamentarier, die im Parlament des Europarates
sitzen. Alfred Heer (svp, ZH), einer dieser zehn, glaubte allerdings nicht an den Nutzen
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dieser Transparenz. Die Angaben wuirden nicht Uberprift und es kdnnten beliebige
Ertrdge angegeben werden. Thomas Muller (svp, SG), neben Hannes Germann (svp, SH)
einer der beiden Parlamentarier, die sich als Mitglied der Delegation den Regeln nicht
unterwerfen wollten, befand in der Aargauer Zeitung, dass auch Politiker «Anspruch auf
Privatsphare» hatten. Was er verdiene, gehe niemanden etwas an. Hannes Germann
warnte, dass die angestrebte Regelung in der Schweiz viele Leute abschrecken koénnte,
ein Parlamentsmandat zu Ubernehmen, weil sie in einem Milizsystem ja auf Einklnfte
neben den Parlamentarierentschadigungen angewiesen seien. '

Wahl- und Abstimmungsverfahren

Viel Druckerschwérze wurde 2014 zum Thema Abstimmungsprognosen und -analysen
verbraucht. Auch hier spielte die im Berichtjahr vieles Uberschattende
Masseneinwanderungsinitiative eine wichtige Rolle. Bereits im Vorfeld der Abstimmung
wurde Uber die Prazision der Demoskopie diskutiert, als im Januar eine Nein-Mehrheit
gegen die Initiative der SVP prognostiziert wurde. Erinnerungen an die Minarett-
Initiative wurden wach, bei der sich die vor der Abstimmung prognostizierte deutliche
Ablehnung am Abstimmungssonntag ins Gegenteil kehrten. Im Fokus stand dabei auch
2014 Claude Longchamp, Direktor des GfS-Meinungsforschungsinstituts, der Umfragen
far die SRG nicht nur durchfihrt, sondern auch kommentiert. Bei der
Masseneinwanderungsinitiative war Longchamp vorsichtiger und sagte lange Zeit einen
sehr knappen Ausgang voraus. In die Schlagzeilen geriet der GfS-Direktor dann
allerdings mit der VOX-Analyse zum Urnengang im Februar. Dort wurde eine Beteiligung
von Jugendlichen von lediglich 17% analysiert. Alternative Analysen aus Stadten und dem
Kanton Genf, bei denen die Stimmrechtsausweise und nicht Umfragen als Basis dienten,
kamen jedoch auf héhere Zahlen, mit denen die VOX-Analysen in Frage gestellt wurden.
Longchamp kundigte an, ein neues Gewichtungsverfahren testen zu wollen. Im
Parlament reichte Aline Trede (gp, BE) eine noch nicht behandelte Motion ein, mit der
eine gesamtschweizerische Erhebung aller Stimmzettel analog zum Kanton Genf und zur
Stadt St. Gallen angeregt wird. Die VOX-Analysen, die bisher von Claude Longchamp
zusammen mit Politikwissenschaftlern aus Bern, Genf und Zarich durchgefihrt wurden,
gerieten in der Folge in ein relativ schiefes Licht und der Bund prlfte Alternativen.
Entschieden wurde, dass die Abstimmungsanalysen kinftig ausgeschrieben werden
sollen, um durch Konkurrenz die Analysequalitat zu steigern. Ende Jahr griff Christoph
Morgeli (svp, ZH), fur den Longchamp seit langem ein rotes Tuch zu sein scheint, zum
Zweihéander und reichte eine parlamentarische |Initiative ein, mit der
Abstimmungsprognosen verboten werden sollen. Zudem mdsse sich die SRG von Claude
Longchamp trennen. Morgeli sah es als erwiesen an, dass Umfragen vor Urnengangen
die Stimmbdurgerinnen und Stimmbdurger auf unzuldssige Weise beeinflussten. Die
Wissenschaft vertritt hier eine differenziertere Meinung. Nachweise von tatsachlicher
Beeinflussung konnten bisher nicht stichhaltig erbracht werden. Bei aller
gesellschaftspolitischer Diskussion um Abstimmungsprognosen und -analysen ging ab
und an diese wissenschaftlich-methodische Position etwas unter. Umfragen sind nicht
mehr - aber auch nicht weniger - als eine relativ wackelige Momentaufnahme, die ein
Stimmungsbild bei Befragten abbildet, das sich nur mit sehr grosser Sorgfalt und
Zurickhaltung auf die gesamte Bevolkerung hochrechnen lasst. ?

Bildung, Kultur und Medien

Bildung und Forschung
Hochschulen

L'annonce d'un Contrat conclu entre Nestlé et I’école polytechnique fédérale de
Lausanne (EPFL) a mis le feu aux poudres. Cette étincelle a en effet rallumé le débat de
I'indépendance académique vis-a-vis du sponsoring financier. Apres l'affaire du
sponsoring d’UBS dans le cadre d’une chaire de I'école polytechnique fédérale de
Zirich (EPFZ), ce second contrat a poussé le débat vers la possibilité de la mise en
place de regles uniques a I'échelon national. Un interpellation de Trede (verts, BE),
déposée en 2013, allait d"ailleurs dans ce sens. En 2014, la commission de la science, de
I"éducation et de la culture du Conseil national (CSEC-CN) a déposé trois autres textes
qui possedent une logique similaire. Néanmoins, le Conseil des EPF, présidé par Fritz
Schiesser, a estimé que chaque école possédait ses propres régles et que des regles
nationales n"étaient par conséquent pas nécessaires. En effet, 'enquéte, qui a suivi le
contrat entre Nestlé et I'EPFL, a souligné le respect de I'indépendance académique, de
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la liberté de I'enseignement et de la recherche. Selon I'EPFL, dans le cadre de contrat
financier, le sponsor privé posséde uniquement un droit de consultation ainsi que la
possibilité de se retirer. Aucun droit de veto n’est mis & disposition du sponsor. Le
choix du professeur et la nomination reste entre les mains du directeur de I'école et du
conseil. Au final, le soutien d’entreprises a des instituts de recherches ne connait, pour
I'instant, pas de régles au niveau national. ®

Parteien, Verbande und Interessengruppen

Parteien
Linke und 6kologische Parteien

In der Verkehrspolitik wollten die Grlinen ihre Position fir weniger Mobilitat
verteidigen. Bereits im Januar kiundigte Co-Prasidentin Regula Rytz an, ein Referendum
zu unterstitzen, sollte der Bau einer zweiten Gotthardrohre beschlossen werden. Das
bis anhin von den Grinen besetzte VCS-Prasidium wollte man ebenfalls nicht kampflos
der SP Uiberlassen: neben der letztlich gewahlten Evi Allemann (sp, BE) trat deshalb auch
Aline Trede (gp, BE) an. Mitte April brachten die Grinen zudem die Idee eines
Gelegenheits-Halbtax-Abonnements in die Diskussion um die Preise im 6ffentlichen
Verkehr ein. Die ,Bahnkarte 25" soll fur CHF 50 im Jahr die Bahnreisen um 25%
verbilligen. Damit wirden Anreize fir Gelegenheitszugfahrer gesetzt, die vermehrt auf
die Strasse ausweichen wirden, gab Regula Rytz, Co-Prasidentin der Grinen in einem
Interview zu Protokoll. Eine ahnliche Idee war in Deutschland mit einigem Erfolg im Jahr
2002 eingeflihrt worden. Schliesslich forderten die Delegierten im November in einer
Resolution, dass bis 2050 nur noch Autos auf Schweizer Strassen fahren durfen, die mit
grinem Strom fahren. Dies soll durch eine Erhéhung der Auto-Importsteuer und der
Umwandlung von Parkplatzen in Standplatze mit Ladestationen erreicht werden.
Darlber hinaus musse moglichst rasch ein verursachergerechtes Mobility-Pricing
eingeflihrt werden. *

1) Blick, 20.6.19; WW, 26.9.19; So-Bli, 29.9.19; AZ, 2.10., 14.10.19

2) Mo. 14.3369 (Trede); Pa.lv. 14.464 (Mérgeli); SO, 12.1.14; NZZ, 1.2.14; WW, 6.2.14; AZ, 14.4.14; Bund, 22.4.14; LT, 30.6.14; AZ,
3.7.14; NZZ,17.10.14

3) LT, LZ, NZZ, 23.5.14; LT, 28.6.14

4)NZZ, 21.1.13; AZ, 22.4.13; So-Bli, 22.9.13; NZZS, 20.10.13; NZZ und TG, 11.11.13.
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